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Drucksache 3347 


Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Atomwaffen 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Was tut die Bundesregierung, um der Gefahr entgegenzu wirken, 
daß Deutsdiland in einen Atomkrieg einbezogen wird, und was 
gedenkt sie zu tun, um auch die Deutschen in der sowjetischen 
Besatzungszone vor den Gefahren eines Atomkonfliktes zu 
schützen? 

2. Trifft es zu, daß bei der kürzlich durchgeführten Stabsübung 
der NATO (Lion noir) der beiderseitige Einsatz von nuklearen 
Waffen in beiden Teilen Deutschlands Bestandteil der Übung war? 

3. Was tut die Bundesregierung zur Unterstützung der gegen das 
Atomwettrüsten gerichteten Forderungen Japans, die aus den 
eigenen leidvolkn Erfahrungen der ersten AtombombenaDwürfe 
entstanden sind, auf Einstellung der Atomvcrsuchsexplosionen 
durch alle Beteiligten? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, dem japanischen Beispiel zu folgen 
und ihre Zustimmung zur Stationierung von Atomwaffenver- 
bänden auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zu 
verweigern ? 

5. Was tut die Bundesregierung, um dazu beizutragen, daß durch 
ein allgemeines Abkommen über die Begrenzung der Stieitkräfte 
und ihrer Bewaffnung sowie über die Einführung eines wirk- 
samen Kontrollsystems dem Atomwettrüsten ein Ende gemacht 
und die Sicherheit auch für unser Volk erhöht wirdi^ 

6. Wann, unter welchen Umständen und aus welchen Gründen hat 
die Bundesregierung der Stationierung von Atomwaffen und 
Atoinmunition in der Bundesrepublik Deutschland zugestimmt? 

7. Trifft es zu, daß ein Sprecher des ßundesverteidigungsrninisteriums 
in den Vereinigten Staaten die Ausrüstung der Bundeswehr mit 
Atomwaffen verlangt hat, und ist das die Auffassung der Bun- 
desregierung? 

8. Hält die Bundesregierung an der im Zusammenhang mit der 
Unterzeichnung der Pariser Verträge schriftlich abgegebenen Er- 
klärung fest, wonach die Bundesrepublik Deutschland keine 
Atomwaffen herstellen wird? 
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9. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen, um die 
Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland vor den möglichen 
Auswirkungen der Stationierung von Atomwaffen auf ihrem 
Gebiet zu schützen, und ist die Bundesregierung bereit, die Be- 
völkerung über diese Maßnahmen aufzuklaren? 


Bonn, den 2. April 1957 


Ollenhauer und Fraktion 



